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1. Über die Koordinierungsstelle CORA 

1.1. Kontakt 

Ansprechpartnerin: Heike Herold 

Träger:  Frauen helfen Frauen e. V. Rostock 

Anschrift:  Heiligengeisthof 3 
  18055 Rostock 

Telefon: 0381/ 4010229 
Fax: 0381/ 1216099 
E-Mail:  cora@fhf-rostock.de 

 
1.2. Aufgaben 2006 

1. fachliche Begleitung der Umsetzung des Landesaktionsplanes zur Bekämpfung von Gewalt ge-

gen Frauen und Kinder  

2. Monitoring der Intervention bei häuslicher und sexualisierter Gewalt  

3. Erschließung Arbeitsfeld Bekämpfung von Frauenhandel und Zwangsprostitution 

4. Öffentlichkeitsarbeit zu Gewalt gegen Frauen  

5. Fort- und Ausbildung für relevante Berufsgruppen   

6. Führen und Weiterentwickeln der landesweiten Statistik der IST   

7. Teilnahme an der bundesweiten und internationalen Vernetzung der Interventionsprojekte und 

Interventionsstellen 

8. Sonstige Aufgaben    

 
1.3. Finanzierung 

Die Bereitstellung der finanziellen Mittel für die Koordinierungsstelle CORA (eine Personalstelle und 

Sachkosten) erfolgte durch die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte der Landesregierung Meck-

lenburg-Vorpommern.  

 

2. Umsetzung der Aufgaben im Jahr 2006 

2.1. fachliche Begleitung der Umsetzung des Landesaktionsplanes 

• Die Koordinierungsstelle CORA bereitete 
gemeinsam mit der Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten der Landesregierung M-V die Sit-
zungen des Landesrates zur Begleitung der Um-
setzung des Landesaktionsplanes am 24. April, 
11. September und 14. Dezember 2006 vor und 
nahm an den Sitzungen teil. Zentrales Thema 
war in den Sitzungen neben dem Austausch von 
Informationen die Durchführung einer umfassen-
den Schwachstellenanalyse der Kooperationsbe-
ziehungen zwischen staatlichen und nichtstaatli-
chen Institutionen bei der Intervention in Fällen 
häuslicher und sexualisierter Gewalt in Mecklen-
burg-Vorpommern. Es wurden durch die Koordi-
natorin eine umfassende Visualisierung vorhan-
dener und gewünschter Kooperationsbeziehun-
gen erstellt und die Kooperationsbeziehungen 
durch die Institutionen einer qualitativen Wertung 
unterzogen. Dazu führte die Koordinierungsstelle 

CORA Gespräche mit VertreterInnen der invol-
vierten Ministerien, sowie in den Sitzungen der 
Landesarbeitsgemeinschaften und fasste die 
zugearbeiteten Ergebnisse zusammen. Gemein-
sam mit dem Büro der Staatssekretärin für Frau-
en und Gleichstellung wurden die vorliegenden 
Ergebnisse der Schwachstellenanalyse ausge-
wertet und erste Vorschläge das Vorgehen (Ver-
weis in AG, LAG, Kooperationsgremien, Schnitt-
stellengespräche) bei der Ableitung für Maßnah-
men zur Beseitigung der Schwachstellen erarbei-
tet. Diese Vorschläge müssen im Landesrat dis-
kutiert werden und entsprechende Veränderun-
gen herbeigeführt werden. 

• Die AG Gewalt und Gesundheit tagte am 18. 
Januar, 12. April und 11. Oktober 2006. Die Ko-
ordinierungsstelle CORA bereitete gemeinsam 
mit dem Büro der Staatssekretärin für Frauen und 
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Gleichstellung die Sitzungen inhaltlich vor. The-
men waren die Bekanntmachung des Leitfadens 
für das Gesundheitswesen mit geeigneter Öffent-
lichkeitsarbeit (Information in der Ärzteblatt, Serie 
über die Dokumentation von Verletzungen im 
Ärzteblatt, Versand des Flyers zum Leitfaden 
über die kassenärztliche Vereinigung), die Erstel-
lung von Öffentlichkeitsmaterialien für die Patien-
tinnen (Notfallkärtchen) und Fortbildungsmöglich-
keiten für medizinisches Personal (Vorlesungs-
reihe in der Ausbildung von Medizinern an der 
Uni Greifswald, Seminar auf dem Hausärztetag 
M-V zur gesundheitlichen Versorgung gewaltbe-
troffener Frauen). Die Möglichkeiten der Fortbil-
dung und Sensibilisierung zu Gewalt gegen 
Frauen müssen weitergeführt werden. Das wurde 
auch an einem Fallbeispiel einer gewaltbetroffe-
nen Frau deutlich, die keine entsprechende Ver-
sorgung, Unterstützung, Weitervermittlung und 
gerichtsverwertbare Dokumentation der Verlet-
zung durch eine medizinische Einrichtung unse-
res Landes erfuhr. Die Arbeitsgruppe will bei der 
notwendigen Sensibilisierung und Fortbildung 
weiter ansetzen. 

• Auch im Jahr 2006 hatte CORA die Leitung 
der Arbeitsgruppe Gewalt gegen Frauen im LfK 
(Landesrat zur Kriminalitätsvorbeugung) inne. Die 
AG tagte am 18. Januar, 25. April, 20. Juni, 29. 
September und am 28. November 2006. Nach 
Zustimmung durch den Vorstand des LfK bear-
beitete die AG das Thema „Hartz IV- Auswirkun-
gen auf gewaltbetroffene Frauen in M-V“. Dazu 
trugen die Unterstützungseinrichtungen in M-V: 
Frauenhäuser, Kontakt- und Beratungsstellen 
und Interventionsstellen  Probleme zusammen, 
die sich aus der Spezifik der Situation Gewalter-
leben in der Partnerschaft und Bezug von ALG II 
ergeben. Die Vertreterin der LAG der Frauenhäu-
ser erörterte Problemlagen betroffener Frauen 
sehr anschaulich und die Arbeitsgruppe erarbei-
tete Vorschläge zur Verbesserung der Situation. 
Der Problemkatalog wurde in einer Arbeitsgrup-
pensitzung mit einem Vertreter der Bundesagen-
tur, Regionaldirektion Nord und mit Vertretern des 
Arbeits- und Sozialministeriums diskutiert. In die-
ser Sitzung wurden Vorschläge zur Umsetzung 
erarbeitet und es wurde deutlich, dass Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbände mit einbezo-
gen müssen. Diese Gespräche wird die Arbeits-
gruppe noch führen, dann werden Schritte zur 
Verstetigung und zur Veröffentlichung der Ar-
beitsergebnisse diskutiert. Die Anstaltsleitung der 
Justizvollzugsanstalt Bützow wandte sich mit der 
Bitte um ein Kooperationsgespräch an die Koor-
dinierungsstelle CORA. Dieses Gespräch fand 
am 12. Oktober 2006 in der JVA statt. Inhalt war 
der hohe Anteil an Betroffenen von häuslicher 
Gewalt an den weiblichen Gefangenen in Bützow. 

Die Leiterin der Frauenabteilung sah hier gute 
Möglichkeiten die Frauen während ihrer Voll-
zugszeit über Schutz- und Unterstützungsmög-
lichkeiten zu informieren und ihnen ggf. Beratung 
durch eine Fachberatungsstelle wie z. B. die In-
terventionsstelle anzubieten. Aus der Schilderung 
von Einzelfällen wurde deutlich, wie die rechtzei-
tige Information über gesetzliche Handlungsmög-
lichkeiten und fachlich qualifizierte Beratung für 
gewaltbetroffene Frauen auch Tötungsdelikte an 
ihren gewalttätigen Partnern und daraus folgende 
langjährige Haftstrafen für die Frauen verhindern 
können. Hier wollen die JVA, CORA und die In-
terventionsstelle Rostock in 2007 eine entspre-
chende Informationsveranstaltung verbunden mit 
einer Filmvorführung durchführen. 

• Der Arbeitsplan der Koordinierungsstelle 
CORA für 2006 sah es vor, die Leitung des Ar-
beitskreises Täterarbeit in die Leitung eines Ver-
treters der LAG der Männerberatungsstellen ab-
zugeben.  Der AK Täterarbeit am 22. Februar und 
am 25. September 2006. Auf der Sitzung im Feb-
ruar wurde die Abgabe der Leitung des Arbeits-
kreises durch die Koordinierungsstelle CORA 
diskutiert und Herr Marschner als zukünftiger 
Leiter des AK zur nächsten Sitzung eingeladen, 
um bei Zustimmung mit ihm die Modalitäten zu 
beraten. Ab 2007 übernimmt Herr Marschner die 
Leitung. Themen des interdisziplinären Fachaus-
tausches zur Begleitung der Arbeit mit Tätern im 
Bereich Gewalt gegen Frauen waren: der Entwurf 
der bundesweiten Standards für Täterarbeit im 
Bereich häuslicher Gewalt, bewährte Präventi-
onsprogramme zu sexualisierter Gewalt, die Ver-
waltungsvorschrift des Bildungsministeriums zur 
Gesundheits- und zur Gewaltprävention und die 
Anwendung des TOA in Fällen häuslicher Gewalt. 

• Seit Beginn des Jahres 2006 nimmt die Ko-
ordinierungsstelle CORA als ständiger Gast an 
den Sitzungen der LAG der Frauenhäu-
ser/Kontakt- und Beratungsstellen (KBST) teil. 
Zusätzlich hat sie die Vertretung der Frauenhäu-
ser und KBST in den Werkstattgesprächen der 
bundesweiten Frauenhauskoordinierung über-
nommen. So ist es besser möglich, den Informa-
tionsfluss zwischen landesweiten Gremien, der 
Landesverwaltung, der bundesweiten Vernetzung 
und den Frauenhäusern/KBST zu sichern, Infor-
mationen über neue Arbeitshilfen, Anregungen 
und Erfahrungen anderer Bundesländer und die 
Ergebnisse der landesweiten Arbeitskreise wer-
den für die Unterstützungseinrichtungen im Land 
besser nutzbar gemacht. An den monatlichen 
Sitzungen der Landesarbeitsgemeinschaften der 
Interventionsstellen nimmt die Koordinierungs-
stelle weiterhin teil. Neben der Sicherung des 
Informationsflusses standen hier gemeinsame 
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Abstimmungen zur neuen Statistik, die Vorberei-
tung der Sitzungen des Interdisziplinären Austau-
sches und die Schwachstellenanalyse im Vorder-
grund. Die Koordinierungsstelle bereitete mit den 
Interventionsstellen ihr 2-tägige Klausurtagung 
am 27. und 28. Juni 2006 in Lubmin vor und mo-
derierte die gesamte Veranstaltung. Themen 
waren: Datenschutz in den Interventionsstellen, 
Fragen der Sicherheit für Beraterinnen und Klien-
tInnen, die FGG- Novelle, Auseinandersetzung 
mit dem Cochemer Modell in familienrechtlichen 
Entscheidungen, die Beförderung einer gemein-
samen Öffentlichkeitsarbeit und der intensive 
Austausch zu Fortbildungskonzepten für die ver-
schiedenen Berufsgruppen. Ein wichtiges Thema 
in der Vernetzung der Unterstützungseinrichtun-
gen im Jahr 2006 war die Konzeption der neu 
eingerichteten Beratungsstellen für Betroffene 
von Straftaten. In deren Konzeption wurde fest-
gestellt, dass es im Land keine Vernetzungsstruk-
turen und Kooperationsgremien im Opferschutz 
gibt, diese Aufgabe und die Weitervermittlung der 
Opfer an spezialisierte Einrichtungen sollen zu-
künftig die Beratungsstellen für Betroffene von 
Straftaten übernehmen. Die Interventionsstellen, 
Frauenhäuser und Beratungsstellen drängten 
beim Büro der Staatssekretärin für Frauen und 
Gleichstellung auf Gespräche mit dem Sozialmi-
nisterium zur Richtigstellung und forderten eine 
deutliche Abgrenzung der Zielgruppen. Auf Vor-
schlag von CORA lud die Landesarbeitsgemein-
schaft der Interventionsstellen das Sozialministe-
rium, das   Büro der Staatssekretärin für Frauen 
und Gleichstellung, die Mitarbeiterinnen der Bera-
tungsstellen für Betroffene von Straftaten zu einer 
Sitzung ein. Ziel war es zu möglichst verbindli-
chen und verlässlichen Kooperationsvereinba-
rungen zu kommen. Leider sagten die entschei-
dungsbefügten Vertreterinnen des Sozialministe-
rium und des Büros der Staatssekretärin für 

Frauen und Gleichstellung, sowie Frau Dr. Lu-
scher als Koordinatorin der Beratungsstellen ab, 
so dass das Gespräch lediglich zu einem Aus-
tausch an Informationen führte. Hier wird die Ko-
ordinierungsstelle CORA weiter auf dem Ab-
schluss konkreter und verbindlicher Vereinbarun-
gen bestehen.  Ebenfalls nahm CORA an der 
Klausurtagung der LAG Frauenhäuser/KBST am 
9. Oktober 2006 in Gottin teil, Thema des Vortra-
ges von Prof. Dr. Kavemann waren die neuen 
Anforderungen an Unterstützungseinrichtungen 
für gewaltbetroffene Frauen. Im Jahr 2006 gestal-
tete sich die Zusammenarbeit mit den drei LAG’n 
intensiver. Die Koordinierungsstelle CORA leiste-
te damit einen Beitrag zur Beförderung der Ver-
netzung der Unterstützungsangebote, zur Siche-
rung des Informationsflusses mit Landesgremien 
und fachliche Beratung.  

• Einen wesentlichen Impuls erhielt im Jahr 
2006 die Zusammenarbeit mit dem Landesfrau-
enrat M-V. Das gemeinsame Auftreten von CO-
RA und der Geschäftsführerin des Landesfrauen-
rates Dr. Renate Hill im Vorstand des LfK und in 
der AG Gewalt gegen Frauen des LfK, sowie 
regelmäßige Abstimmungsgespräche beförderten 
eine neue Qualität der Zusammenarbeit. Als 
wichtiges Ergebnis dieser Zusammenarbeit ist zu 
werten, dass die Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen als wichtiges Thema auf der Agenda des 
LFR verankert ist. Inhalte der Kooperation  waren 
die Mitarbeit an den Wahlprüfsteinen zur Land-
tagswahl, die Vorbereitung von Veranstaltungen 
in Vorbereitung auf die Landtagswahl und die 
Lobbyarbeit im LfK für die Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen als wichtigem Kriminalitäts-
feld. Wie in den vergangenen Jahren nahm CO-
RA nahm aktiv an der jährlichen Klausurtagung 
am 10./11. November 2006 in Wendorf und an 
der Delegiertenkonferenz am 15. Juni 2006 in 
Hagenow teil. 

 
2.2. Monitoring der Intervention bei häuslicher und sexualisierter Gewalt 

• Zum wichtigsten Monitoringinstrument ent-
wickelte sich im Jahr 2006 der Interdisziplinäre 
Fachaustausch. Er tagte am 31.Januar und am 
10. Oktober 2006 in Rostock und Schwerin. Ur-
sprünglich konzipiert als Austausch der Sonder-
dezernetInnen der Staatsanwaltschaften mit den 
Interventionsstellen, hat sich der Kreis durch die 
Wünsche der TeilnehmerInnen erheblich vergrö-
ßert. Am 3. Interdisziplinären Austausch in 
Schwerin waren bereits neben den Sonderdezer-
netInnen für häusliche Gewalt  und den Interven-
tionsstellen, alle Polizeidirektionen und die dazu-
gehörigen Kriminalkommissariate, das Innenmi-
nisterium und das Justizministerium vertreten. 

Das Büro der Staatssekretärin für Frauen und 
Gleichstellung konnte aus terminlichen Gründen 
nicht teilnehmen. Gewünscht wurde für die weite-
ren Sitzungen die Einbeziehung von Strafrichtern 
und des Verwaltungsgerichtes. Neben einem 
hohen Austauschbedarf unter den Staatsanwäl-
tinnen und mit der Polizei, kamen auch zuneh-
mend Fragen der Zusammenarbeit von Polizei 
und Interventionsstellen auf die Tagesordnung. 
Hier konnte dem Bedarf an Austausch  zwischen 
Interventionsstellen und Polizei, der über die 
Möglichkeiten der bilateralen Abstimmung in den 
Polizeidirektionsbereichen hinausgeht, entspro-
chen werden. Diese Möglichkeiten gab es in ver-
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gangenen Jahren in den halbjährlichen Abstim-
mungsrunden, die das Innenministerium organi-
sierte, welche seit 2004 von Seiten des Innenmi-
nisteriums aber nicht mehr ermöglicht wurden. 
Themen waren die Strafverfolgung in Fällen 
häuslicher Gewalt, Informationen zum Phänomen 
Stalking, dem Stalkinggesetz, die Anwendung 
des Täter-Opfer-Ausgleiches in Fällen häuslicher 
Gewalt, die Abstimmung vorhandener Statistiken 
und die Kooperation zwischen Interventionsstel-
len und Kriminalkommissariaten. Konkrete Er-
gebnisse gab es neben dem Fachaustausch und 
der Beförderung von direkten Kooperationsbezie-
hungen nach dem Vortrag der Polizeidirektion 
Stralsund. Dort wurden gute Erfahrungen mit 
einem behördeninternen Controlling gemacht, in 
dem etliche HG- Fälle zusätzlich identifiziert und 
an die Interventionsstelle weitergeleitet wurde. 
Die Interventionsstelle begrüßte diese Maßnah-
men und es hat sich eine enge wöchentliche Ko-
operation mit den zuständigen Polizeibeamten 
entwickelt. Das Fallaufkommen der Interventions-
stelle Stralsund, die für den Polizeidirektionsbe-
reich mit der geringsten Einwohnerzahl m Land 
zuständig ist, hat sich damit entscheidend erhöht. 
Zusätzlich wurde durch die Polizeidirektion Stral-
sund die Gestaltung der laufenden Fortbildungen 
in den Polizeirevieren geregelt: sie ist jährlich 
verpflichtend und erleichtert durch den Erlass der 
Interventionsstelle die Planung und Durchführung 
der Fortbildungen. Mehrere Polizeidirektionen 
kündigten nach der Veranstaltung an, diese be-
werten Regelungen ganz oder teilweise zu über-
nehmen. Die Koordinierungsstelle CORA über-
nahm die inhaltliche und organisatorische Vor- 
und Nachbereitung, sowie die Leitung der Sitzun-
gen. Die Sitzungen des Interdisziplinären Austau-
sches wurden intensiv mit der LAG der Interven-
tionsstellen vorbereitet. Auch im kommenden 
Jahr sollen der Interdisziplinäre Austausch wei-
tergeführt werden. Zu überlegen bleibt, wie zu-
künftig der große Kreis von ca. 35 Personen ar-
beitsfähig bleiben kann und welche alle Teilneh-
merInnen betreffenden Tagessordnungspunkte 
ausgewählt werden. 

• Keine Fortschritte konnte mit dem Innenmi-
nisterium zur Problematik Prävention von Tö-
tungsdelikten in Paarbeziehungen erzielt werden. 
Sowohl im Interdisziplinären Austausch, als auch 
auf der Fachtagung „Häusliche Gewalt und Tö-
tungsdelikte- Prävention und Fallmanagement“ 
am 20. November 2006 in Stralsund machten 
Vertreter des Innenministeriums deutlich, dass 
sie hier keinen Handlungsbedarf sehen. An die-
sem Punkt sieht die Koordinierungsstelle die 

Staatssekretärin für Frauen und Gleichstellung im 
Kabinett gefordert, dort die Wichtigkeit des The-
mas und Handlungsbedarf zu verdeutlichen, der 
sich nicht mit geringen Fallzahlen im Land abwei-
sen lässt. Hier wird die Koordinierungsstelle wei-
ter ein entsprechendes Lagebild des LKA, die 
Überprüfung der Erlasslage, entsprechende Fort-
bildung und Sensibilisierung für Polizeibeamte 
zum Umgang mit High-Risk- Fällen bei der Lan-
desregierung und im Interdisziplinären Austausch 
einfordern. Zusätzlich ist es erforderlich, eine 
Fallsammlung der Unterstützungseinrichtungen in 
M-V anzulegen. Diese Aufgabe wird durch die 
Koordinierungsstelle CORA im neuen Jahr  2007 
begonnen. 

• Zur Verbesserung des Schutzes von Kin-
der/Jugendlichen als Mitbetroffenen von häusli-
cher Gewalt wirkte die Koordinierungsstelle ge-
meinsam mit der Interventionsstellen Rostock, 
Schwerin und dem Modellprojekt Kinder- und 
Jugendberatung in Fällen häuslicher Gewalt in 
einer Arbeitsgruppe des Landesjugendamtes zur 
Erstellung eines Leitfadens zur Kindeswohlge-
fährdung in Fällen häuslicher Gewalt mit. Den 
Anfang hatte die Arbeitsgruppe in einer Klausur-
tagung der Jugendamtsleiter am 1. Dezember 
2005 genommen. In einer Debatte über die not-
wendige Unterbringung minderjähriger Täter in 
Fällen häuslicher Gewalt durch die Jugendämter 
wurden erhebliche Wissenslücken zu gesetzli-
chen Handlungsmöglichkeiten, zum Phänomen 
häusliche Gewalt und eine mangelnde Sensibili-
sierung bei den Amtsleitern deutlich. Die Arbeits-
gruppe nahm im März 2006 ihre Arbeit auf, ver-
treten sind neben dem Landesjugendamt Ju-
gendamtsleiterInnen, eine Familienrichterin, das 
Modellprojekt Kinder- und Jugendberatung, zwei 
Interventionsstellen und die Koordinierungsstelle 
CORA. Die Arbeitsgruppe traf sich zu drei Sit-
zungen im Landesjugendamt in Neubrandenburg. 
Die Koordinierungsstelle CORA leistete dabei 
umfangreiche Zuarbeiten an Material, Gliederung 
und Textteilen. Leider verzögerte sich die Bear-
beitung im Landesjugendamt und die Umsetzung 
durch das Landesjugendamt erfolgte nicht ent-
sprechend den Absprachen in der Arbeitsgruppe, 
so dass der Entwurf nicht wie geplant auf der 
Fachtagung am 29. November 2006 dem Fach-
publikum zur Diskussion vorgestellt werden konn-
te. Zum Ende des Jahres lagen damit als Ergeb-
nisse eine Gliederung und eine umfangsreiche 
Materialsammlung vor. Diese Arbeiten müssen 
2007 zügig weitergeführt und bis zur Klausurta-
gung der Jugendamtsleiter im April 2007 abge-
schlossen sein. 
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2.3. Erschließung Arbeitsfeld Bekämpfung von Frauenhandel und Zwangspros-
titution 

• Das Themenfeld Bekämpfung von Frauen-
handel und Zwangsprostitution nahm im ersten 
Halbjahr 2006 einen großen Stellenwert in der 
Arbeit der Koordinierungsstelle CORA ein. Neben 
dem erforderlichen Erwerb von rechtlichem Wis-
sen und der Nutzbarmachung von Erfahrungen 
anderer Bundesländer bei der Bekämpfung des 
Frauenhandels, in der Beratung der Opfer und 
der Entwicklung von Kooperationsbeziehungen 
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Institu-
tionen wurden in Zusammenarbeit mit der Fach-
beratungsstelle gegen sexualisierte Gewalt Ros-
tock die Arbeiten am Grobkonzept einer Fachbe-
ratungsstelle zu Frauenhandel in Mecklenburg-
Vorpommern abgeschlossen. Die vorhandene 
Materialsammlung zum Thema wurde ergänzt.  

• Wie im vergangenen Jahr brachte sich die 
Koordinatorin intensiv in die Vorbereitung und 
Durchführung des  Runden Tisches zur Bekämp-
fung von Menschenhandel und Zwangsprostituti-
on in Rostock ein. Der Runde Tisch tagte am 30. 
März, 26. Juni, 10. August und 9. November 2006 
unter Leitung der Gleichstellungsbeauftragten der 
Hansestadt Rostock. Themen waren neben ei-
nem Fachaustausch der vertretenden Institutio-
nen, die Veränderung der gesetzlichen Grundla-
gen zur Strafbarkeit von Menschenhandel, die 
Einrichtung einer landesweit tätigen kompetenten 
Fachberatungsstelle für Opfer von Menschen-
handel und Zwangsprostitution, Ergebnisse eines 
EU- Projektes der Beratungsstelle für Betroffene 
von Straftaten in Rostock und das Konzept der 
Landesregierung zur Bekämpfung von Men-
schenhandel und Zwangsprostitution. Intensiv 
arbeitete CORA in den ersten Monaten des Jah-
res an der Erstellung eines Konzeptes der Lan-
desregierung mit. Dazu tagte eine Arbeitsgruppe 
der SPD- Landtagsfraktion am 18. Januar, 1. 
März, 29. März, 18. April 2006 unter der Beteili-
gung von CORA als fachlicher Beratung. Am 15. 
März 2006 wurde unter Federführung des Jus-

tizministeriums eine Arbeitsgruppe zur Erstellung 
eines Konzeptes gegründet, die sich außerdem 
am 12. April traf. Gemeinsam mit dem Büro der 
Staatssekretärin für Frauen und Gleichstellung 
erstellte CORA einen gemeinsamen Baustein mit 
fachlich erforderlichen Aufgaben der Landesre-
gierung zur Bekämpfung von Menschenhandel 
und Zwangsprostitution, insbesondere unter dem 
Blickwinkel des verbesserten Opferschutzes. 
Dazu gab es Arbeitstreffen in der Staatskanzlei 
am 9. und 15. Februar, 23. März und 3. April 
2006. Leider wurden diese Zuarbeiten nur in we-
nigen Teilen in das Konzept integriert. Insgesamt 
ist das Konzept aus der Sicht der Koordinie-
rungsstelle zu unkonkret verfasst und bezüglich 
der Belange des Opferschutzes genügt es in 
keinem Fall.  Entsprechend hat es seit dem Vor-
liegen des Konzeptes und der Kenntnisnahme 
durch den Landtag im Mai 2006 auch keine Ver-
änderungen im Vorgehen von den Ermittlungsbe-
hörden gegeben. Die Mitarbeiterin der Bera-
tungsstelle für Betroffene von Straftaten in Neu-
brandenburg, welche die Betreuung von Opfern 
von Menschenhandel und Zwangsprostitution für 
das Land übergangsweise übernehmen soll, 
konnte die Arbeit erst im August 2006 aufnehmen 
und hat bis jetzt keine entsprechende Fortbildung 
erhalten. Erschwerend wirkt weiterhin die  zusätz-
liche Zuständigkeit für die Betreuung der Opfer 
von Straftaten im gesamten Landgerichtsbezirk 
Neubrandenburg im Rahmen einer Arbeitszeit 
von 20 Stunden pro Woche. Für das Jahr 2007 
steht hier eine Weiterarbeit an: das Konzept 
muss konkretisiert werden, für eine kompetente 
landesweit wirkende Fachberatungsstelle müssen 
die Vorbereitungen getroffen werden und für die 
Koordination der Arbeiten braucht es ein entspre-
chendes Kooperationsgremium aus entschei-
dungsbefugten VertreterInnen der zuständigen 
Ministerien und den Fachfrauen aus der Antige-
waltarbeit. Die Mitarbeit am Runden Tisch in Ros-
tock wird weitergeführt. 

 
 

2.4. Öffentlichkeitsarbeit zu Gewalt gegen Frauen 

• Die Herausgabe des Fachinformationsdiens-
tes CORAktuell wurde in 2006 weitergeführt. In 
Zusammenarbeit mit Sabine Jonitz, KBST Waren 
und Ulrike Bartel, Geschäftsführerin Frauen hel-
fen Frauen e. V. Rostock wurde durch CORA die 
Planung, Erstellung und Herausgabe der Ausga-
ben 8- 11 von CORAktuell realisiert. Die Schwer-
punktthemen waren „Menschenhandel und 
Zwangsprostitution“, „Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen als Thema bei den Landtagswah-

len“, „Was hat die Frau vom Frauenhaus?“, 
„Partnertötung- Prävention und Intervention“. Der 
Versand erfolgte an 200 Adressen von Institutio-
nen und Personen in M-V, der Bundesrepublik 
und im deutschsprachigen Ausland. CORA ver-
fasste zum Teil eigene Artikel zu ausgewählten 
Themen, führte Interviews durch. Besonders 
nachgefragt wurde die Ausgabe  10 „Was hat die 
Frau vom Frauenhaus?“ von den Frauenhäuser 
des Landes, insbesondere dort, wo es Probleme 
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mit der Kofinanzierung durch die Kommunen gibt. 
Die Ausgaben sollen 2007 weitergeführt werden. 
Ein entsprechender Jahresplan wird erstellt. 

• Die Web-Site der Koordinierungsstelle CO-
RA wurde auch 2006 in Zusammenarbeit mit der 
Geschäftsführerin regelmäßig aktualisiert. Zu-
nehmend wird diese Seite mehr genutzt und es 
gibt gezielte gemailte oder telefonische Anfragen 
auf Grundlage der Informationen auf der Seite. 

• An der Gestaltung von Fachtagungen in M-V 
war CORA im Jahr 2006 durch die Mitarbeit  an 

der Planung der Fachtagung: „Häusliche Gewalt 
und Partnertötung- Prävention und Fallmanage-
ment“ durch das Büro der Staatssekretärin für 
Frauen und Gleichstellung am 20. November 
2006 in Stralsund und durch die Teilnahme an 
der Podiumsdiskussion beteiligt.  

• Für die Fachtagung „Kindeswohlgefährdung 
in Fällen häuslicher Gewalt“ am 29.11.2006 in 
Güstrow übernahm die Koordinatorin die Ge-
samtmoderation des Tages. 

 

 
2.5. Fort- und Ausbildung für relevante Berufsgruppen 

• Im Bildungsinstitut der Landespolizei M-V 
übernahm wie geplant die Interventionsstelle 
Rostock die Module in der Grundausbildung und 
der Aufstiegsqualifizierung. Für 2007 sind eine 
Neuordnung der Ausbildung und die Überarbei-
tung der Module geplant, dazu hat die Koordinie-
rungsstelle CORA ihre Unterstützung angeboten. 

• In der Fortbildung für die Jugendhilfe mach-
te die Koordinierungsstelle CORA über das Leh-
rerfortbildungsinstitut des Landes L.I.S.A. und 
den Träger Schabernack, sowie über den Fortbil-
dungskatalog des Trägers Frauen helfen Frauen 
e.V. Rostock entsprechende Angebote für Mitar-
beiterInnen der freien Träger und in den Jugend-
ämtern. Diese Angebote mussten wegen man-
gelnder Nachfrage ausfallen. Offensichtlich gibt 
es bei der Zielgruppe keinen ausgeprägten Be-
darf nach Fortbildung zu dem Thema. Hier muss 
bei der Entwicklung eines entsprechenden Prob-
lembewusstseins bei diesen Berufsgruppen an-
gesetzt werden. Die aktuellen Auseinanderset-
zungsprozesse um das KICK und Fälle von Ver-
sagen der Jugendhilfe in akuten Fällen von Kin-
deswohlgefährdung können das Problembe-
wusstsein auch in M-V befördern. Die Koordinie-
rungsstelle CORA überarbeitete und aktualisierte 
die Fortbildungskonzepte für die Zielgruppe. Ge-
nutzt wurde das Angebot über Schabernack 
durch einen freien Träger der Jugendhilfe in 
Hamburg. Dort konnte die Koordinierungsstelle 
CORA in Kooperation mit der Interventionsstelle 
Rostock in zwei Tagesveranstaltungen am 28. 
und 29. September 2006 das überarbeitete Kon-
zept erproben und praktische Erfahrungen damit 
sammeln. 

• Ebenfalls im Fortbildungskatalog unseres 
Vereins fand sich ein Angebot an medizinisches 

Personal zur Fortbildung zu den gesundheitlichen 
Auswirkungen häuslicher Gewalt und zu Hand-
lungsansätzen im Gesundheitswesen. Trotz brei-
ter Streuung der Angebotsbroschüre in medizini-
schen Einrichtungen der Region Rostock musste 
auch diese Veranstaltung mangels Nachfrage 
ausfallen. Erfolgreich durchgeführt hat die Koor-
dinierungsstelle CORA ein Seminar auf dem 
Hausärztetag M-V am 4. November 2007. Ermög-
licht wurde das Seminar durch die Vertreterin des 
Verbandes der Hausärzte in der AG Gewalt und 
Gesundheit. Mit diesem Seminar wurden 20 
Hausärztinnen und Arzthelferinnen aus dem Land 
erreicht, die reges Interesse an der Thematik und 
am Leitfaden zeigten. Auch hier ist es notwendig, 
ein entsprechendes Problembewusstsein zu er-
zeugen, dass dann der Ausgangspunkt für die 
Teilnahme an entsprechenden Fortbildungen sein 
kann. Hier stehen Aufgaben für die AG Gewalt 
und Gesundheit für 2007 an. 

• Angefragt wurde die Koordinierungsstelle 
CORA von der Landesregierung Schleswig-
Holstein zu den Erfahrungen mit der Erstellung 
und Umsetzung des Konzeptes des pro-aktiven 
Beratungsansatzes. Dazu entwickelte CORA in 
Kooperation mit der Interventionsstelle CORA ein 
Konzept zu Fortbildung von Beraterinnen zum 
pro-aktiven Beratungsansatz in der Arbeit mit 
gewaltbetroffenen Frauen. Das Seminar wurde 
am 18. und 19. Mai 2006 in Kiel mit ca. 40 Teil-
nehmerinnen erfolgreich durchgeführt und hatte 
ein sehr gutes Feedback. Dieses Konzept wird 
die Koordinierungsstelle CORA weiter über die 
eigene Web-Site und die Frauenhauskoordinie-
rung bundesweit anbieten. 
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2.6. landesweite Statistik der Interventionsstellen 

• Die Erstellung eines neuen Statistiksystems 
zur Datenerfassung und statistischen Auswertung 
für die Interventionsstellen nahm im Jahr 2006 
mehr Zeit als vorgesehen in Anspruch. Gründe 
dafür waren insbesondere Programmierprobleme 
und Terminschwierigkeiten auf Seiten des Soft-
ware-Unternehmens, zusätzliche Anforderungen 
seitens der Interventionsstellen, aber auch Ver-
ständigungsprobleme zwischen den Interventi-
onsstellen und dem Software- Unternehmen. 
Daraus resultierte für CORA ein erhöhter 
Abstimmungs-, Kontroll- und Kooperationsauf-
wand. Probleme verursachten auch mangelnde 
technische Voraussetzungen in einer Interventi-
onsstelle und mangelnde Erfahrungen in der Ar-
beit mit dem Computer, sowie mit Programmen. 
Die Restarbeiten müssen zu Beginn des Jahres 
2007 zügig abgeschlossen werden, damit einheit-
liche und detaillierte Auswertungen der Daten ab 
2007 möglich sind.  

• Für das Jahr 2006 führten die Interventions-
stellen zum Teil das alte Statistikprogramm für 
die eigene Erfassung weiter, die Koordinierungs-
stelle erfasste lediglich quartalsweise Summen 
von Fällen und Opfern. Die Daten wurden durch 
zu einer kurzen landesweiten Statistik in 2006 
zusammengestellt. Für den  Landesrat und die  
LAG der Interventionsstellen wertete CORA Ent-
wicklungen aus und speiste diese Informationen 
in die Gremien ein. Die Gsamtfallzahlen der In-
terventionsstellen weisen für 2006 im Vergleich 
zu 2005 einen Anstieg von 129 Fällen aus. Dabei 
verteilt sich dieser Zuwachs unterschiedlich auf 
die Interventionsstellen: die Interventionsstelle 
Stralsund hat mit 82 Fällen den höchsten Ge-
samtzuwachs zu verzeichnen, in den Interventi-
onsstellen Anklam (+16), Neubrandenburg (+14) 
und Schwerin (+7) ist ein leichter Anstieg zu ver-
zeichnen. Die Interventionsstelle Rostock weist 
identische Fallzahlen mit 2005 vor. Wird der Zu-
gang differenziert nach den Zugangswegen be-
trachtet, stellt sich das Bild wie folgt da: der Fall-
zuwachs in Stralsund setzt sich aus 20 zusätzli-
chen Meldungen der Polizei und aus 62 zusätzli-
chen SelbstmelderInnen und vermittelten Kontak-
ten (Meist von den Kriminalkommissariaten ver-

mittelt) zusammen. In der Anklamer Interventi-
onsstelle sind zu den 2 zusätzlichen Meldungen 
der Polizei aber die Beratungsnachfragen von 24 
SelbstmelderInnen bzw. vermittelte Kontakte 
eingegangen. In den Interventionsstellen Rostock 
und Schwerin gibt es lediglich Verschiebungen 
zwischen den Zugangsarten innerhalb einer rela-
tiv gleichen Fallzahl. In der Interventionsstelle 
Neubrandenburg war ein um 24 Meldungen hö-
herer Zugang von Meldungen der Polizei aber ein 
um 10 Fälle niedriger Zugang an SelbstmelderIn-
nen bzw. vermittelten Kontakten zu beobachten. 
Hier muss bemerkt werden, dass die vereinfachte 
Datenerfassung in 2006 keine detaillierte Aussa-
ge zulässt, wie viele KlientInnen davon selbst 
kamen, oder z. B. von der Polizei, den Kriminal-
kommissariaten oder Jugendämtern vermittelt 
wurden. Verschiedene Faktoren haben meines 
Erachtens diese Fallentwicklungen bedingt: in der 
Polizeidirektion  Stralsund greift das polizeiinterne 
Controlling für HG- Fälle seit November Oktober 
2005. Die zuständige Interventionsstelle ver-
zeichnete in der Folge in 2006 mehr Polizeimel-
dungen, aber auch deutlich mehr durch die Poli-
zei vermittelte Kontakte. Andere Polizeidirektio-
nen überlegen, diese Regelungen aus Stralsund  
zu übernehmen. Einfluss auf die Fallzahlen hat-
ten auch die ständigen Aktivitäten der Interventi-
onsstellen in der Schulung der Polizeibeamten in 
Revieren und Kriminalkommissariaten, in den 
Kooperationsgesprächen mit Jugendämtern und 
anderen Institutionen. Der Zuwachs an Selbst-
melderInnen erklärt sich durch die Öffentlich-
keitsarbeit der Interventionsstellen in den Regio-
nen, durch wiederholte Kontaktaufnahmen bereits 
durch zurückliegende Polizeieinsätze bekannter 
Klientinnen und ist somit auch eine Bestätigung 
des Erfolgs und der Wertschätzung ihrer Arbeit. 
Zukünftig muss die Verteilung der Fallzahlen auf 
die Polizeidirektionen in Abhängigkeit zur Ein-
wohnerzahl diskutiert werden. Hier fällt auf, dass 
durch die Polizeidirektion Schwerin mit der 
höchsten Einwohnerzahl die niedrigsten Fallzah-
len an die Interventionsstelle vermittelt werden. 
Dazu sind genauere Analysen z. B. im Interdis-
ziplinären Austausch erforderlich.  

 

 
2.7. bundesweite und internationale Vernetzung 

• Die Koordinierungsstelle beteiligte sich feder-
führend am Abstimmungsprozess über die bun-
desweiten Standards für Interventionsstellen Der 
Prozess der Abstimmung der bundesweiten 
Standards in der nationalen Vernetzung der In-
terventionsprojekte der BRD erforderte auch noch 

2006 Veränderungen am Entwurf. Der Entwurf 
konnte am 2. November 2006 auf dem Vernet-
zungstreffen der Interventionsprojek-
te/Interventionsstellen in Hamburg verabschiedet 
werden. Die Koordinierungsstelle CORA stellte 
die Standards dem Büro der Staatssekretärin für 
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Frauen und Gleichstellung und der LAG der In-
terventionsstellen umgehend zur Verfügung.  

• Die Koordinierungsstelle CORA nahm aktiv 
am bundesweiten Vernetzungstreffen in Hamburg 
vom 1. bis 3. November 2006 teil. Das Treffen 
diente einem breiten fachlichen Austausch. Be-
dauert wurde von den Teilnehmerinnen, dass die 
Interventionsstellen aus M-V an diesem Treffen 
mit teilnehmen konnten. Die Gründe waren vor 
allem die beschränkten Sachkosten in den Inter-
ventionsstellen, die die Dienstreise nicht ermög-
lichten. Die Teilnahme an diesen Vernetzungs-
treffen gab auch 2006 der Koordinierungsstelle 
CORA vielfältige Anregungen für die eigene Ar-
beit im Land und sollte daher weitergeführt wer-
den. 

• Die Koordinierungsstelle CORA nahm am 11. 
Internationalen Vernetzungstreffen der Interventi-
onsprojekte und Interventionsstellen in 

Bern/Schweiz 21. bis 24. Juni 2006 teil. Themen 
des Erfahrungsaustausches waren unter ande-
rem die Erfahrungen der Schweiz bei der Ver-
besserung der gesundheitlichen Versorgung ge-
waltbetroffener Frauen, der gerichtsverwertbare 
Dokumentation von Verletzungen und des Ge-
waltscreening in einer Züricher Klinik. Auf großes 
Interesse stießen der Praxisbericht der Mitarbei-
terin des Modellprojektes Kinder- und Jugendbe-
ratung in der Interventionsstelle Rostock.  

• Das Vernetzungsprojekt mit dem Titel  „Brid-
ging Gaps“ im Rahmen des EU-Programms 
Daphne zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen in Europa wurde mit der Herausgabe 
eines Handbuches zur Kooperationserfahrungen 
zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Institu-
tionen zu häuslicher Gewalt in englischer Spra-
che abgeschlossen. Darin sind auch die Zuarbei-
ten von CORA zu den Erfahrungen in M-V enthal-
ten. 

 
 
2.8. sonstige Aufgaben 

• Die Koordinatorin nahm 2006 regelmäßig und 
aktiv an den monatlichen Leitungsberatungen, 
und der Leitungssupervision teil. Je nach fachli-
cher Schwerpunktsetzung nahm sie am Fach-
team teil und brachte ihr Fachwissen in diese 
interne Qualifizierung ein. 

• Zur eigenen Qualifizierung nutzte die Koordi-
natorin die Teilnahme an einer Fachtagung „Das 

Zuwanderungsgesetz- Folgen für gewaltbetroffe-
ne Frauen“ am 4. Juli 2006 in Fulda und an der 
Fachtagung „Kindeswohl im Frauenhaus- Zwi-
schen Kinderschutz und Kindeswohlgefährdung“ 
am 20. September in Frankfurt teil.  Am 24. und 
25. November nahm sie an einer Fortbildung für 
Moderation zum Thema „Moderation von Groß-
gruppen“ teil. 

 

 
3. Fazit 2006 und Ausblick für 2007 
 
• Für den Landesrat zur Begleitung der Umset-
zung des Landesaktionsplanes ergibt sich aus 
der Sicht von CORA die Notwendigkeit die Ver-
tretung der Ministerien mit Entscheidungsträgern, 
möglichst mit den jeweiligen Staatssekretären 
sicherzustellen, um so die Aufgabe als Begleit-
gremium zum Landesaktionsplan effektiv umzu-
setzen. Hier ist die Intitiative der Staatssekretärin 
für Frauen und Gleichstellung gefordert. Die bis-
herige Arbeitsweise des Landesrates muss dann  
entsprechend verändert werden, um Entschei-
dungen der Staatssekretäre in den Sitzungen 
vorzubereiten. Diese Vorschläge müssen im Lan-
desrat diskutiert werden und entsprechende Ver-
änderungen herbeigeführt werden. Als Themen-
schwerpunkte stehen nach der umfassenden 
Schwachstellenanalyse die Auswertung und die 
Ableitung von konkreten Maßnahmen zur Besei-
tigung der Schwachstellen im Jahr 2007 an. 

• Nach dem Start mit dem Themengebiet Men-
schenhandel und Zwangsprostitution in 2006 und 
der Erstellung eines Konzeptes der Landesregie-
rung zur Bekämpfung von Menschenhandel und 
Zwangprostitution in M-V ist eine Konkretisierung 
des Planes erforderlich. Nach der Konzeptionie-
rung erfolgten keine weiteren Maßnahmen sei-
tens der Landesregierung. Die Beratungsstelle für 
Betroffene für Straftaten in Neubrandenburg, die 
übergangsweise die Beratung der Opfer sicher-
stellen sollte, ist bis zum heutigen Zeitpunkt nicht 
zu diesem schwierigen Aufgabenfeld geschult. 
Lediglich der Runde Tisch in der Hansestadt Ros-
tock ist weiter aktiv. Ansonsten sind keine Verän-
derungen in der Situation der Opfer oder im Han-
deln von Polizei, Justiz, Ausländerbehörden in 
unserem Land erkennbar. Zur Lobbyarbeit für das 
Thema braucht es ein gut abgestimmtes gemein-
sames Engagement mit der Staatssekretärin für 
Frauen und Gleichstellung M-V und zusätzlich die 
Unterstützung durch engagierte Abgeordnete des 



© Koordinationsstelle CORA  März 2007   

 10

Landtages. Für eine Fachberatungsstelle für die 
Opfer von Zwangsprostitution und Menschen-
handel müssen die Vorbereitungen materieller 
und konzeptioneller Art getroffen werden. Es 
braucht ein landesweites Kooperationsgremium 
zum Thema unter Federführung der Staatssekre-
tärin für Frauen und Gleichstellung mit Beteili-
gung der zuständigen Ministerien und der NGO’s. 

• Der Interdisziplinäre Austausch mit Staats-
anwaltschaften, Interventionsstellen und Polizei 
hat sich zu einem wichtigen Monitoringinstrument 
der Intervention bei häuslicher Gewalt profiliert. 
Er trägt dem gemeinsamen Bedürfnis nach fach-
lichen Austausch innerhalb der Berufsgruppen 
aber auch interdisziplinärer Art Rechnung. Deut-
lich wurden aber auch die Grenzen dieses Aus-
tausches, der von den Interventionsstellen initiiert 
und von CORA organisiert und geleitet wurde: er 
ersetzt nicht die Gesprächsrunden, die in vergan-
genen Jahren durch das Innenministerium orga-
nisiert wurden und an denen die Polizeidirektoren 
teilnahmen. Diese Veranstaltungen hatten insbe-
sondere für die Polizeibehörden eine andere Ver-
bindlichkeit und einen anderen Stellenwert. Den-
noch soll der Interdisziplinäre Austausch fortge-
führt werden. 

• Ein wichtiger Schwerpunkt wird zukünftig das 
Thema Prävention von Tötungsdelikten sein. Hier 
steht vorrangig die Aufgabe, eine Wichtigkeit des 
Themas und ein Handlungsbedarf für M-V zu 
verdeutlichen, der sich nicht mit geringen Fallzah-
len im Land abweisen lässt. Hier wird die Koordi-
nierungsstelle weiter ein entsprechendes Lage-
bild des LKA, die Überprüfung der Erlasslage, 
entsprechende Fortbildung und Sensibilisierung 
für Polizeibeamte zum Umgang mit High-Risk- 
Fällen bei der Landesregierung und im Interdis-
ziplinären Austausch einfordern. Zusätzlich ist es 
erforderlich, eine Fallsammlung der Unterstüt-
zungseinrichtungen in M-V anzulegen. Diese 
Aufgabe wird durch die Koordinierungsstelle CO-
RA im neuen Jahr  2007 begonnen. 

• Die intensive Zusammenarbeit der Koordinie-
rungsstelle CORA mit allen Landesarbeitsge-
meinschaften der Unterstützungseinrichtungen 
hat sich bewährt, sie er leistet einen Beitrag zur 
internen fachlichen Qualifizierung und zur Siche-
rung des gegenseitigen Informationsaustausches. 
Hier werden bewährte Arbeitsansätze weiterge-
führt. 

• Auch für 2007 muss weiter daran gearbeitet 
werden, die Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen als  wichtiges kriminalpräventives The-
menfeld im Landesrat für Kriminalitätsvorbeugung 
zu etablieren. PartnerInnen sind hier der Landes-
frauenrat und die Staatssekretärin für Frauen und 

Gleichstellung. Als zusätzliches Anliegen hat sich 
hier der Fokus auf Frauen in Justizvollzugsanstal-
ten unseres Landes ergeben. Zu einem hohen 
Prozentsatz sind diese Frauen selbst von häusli-
cher und sexualisierter Gewalt betroffenen, einige 
Frauen verbüßen Haftstrafen wegen der Tötung 
ihres Partners. Für diese Zielgruppe müssen 
entsprechende Informations- und Beratungsmög-
lichkeiten bedacht werden. 

• Das neue Statistikprogramm der Interventi-
onsstellen muss zügig fertig gestellt werden, da-
mit sind ab 2007 wieder detaillierte statische 
Aussagen für M-V möglich. Dieses Programm 
verbessert die Datenerhebung und Auswertung in 
den Interventionsstellen. Sie ermöglicht eine ge-
naueren Abgleich der Zahlen der Interventions-
stellen mit den Polizeidirektionen und mit Ju-
gendämtern und ist somit gut nutzbar für die Re-
flexion der eigenen Arbeit aber auch als Grundla-
ge für fundierte  Kooperationsgespräche mit an-
deren Institutionen. Zukünftig muss die Verteilung 
der Fallzahlen auf die Polizeidirektionen in Ab-
hängigkeit zur Einwohnerzahl diskutiert werden. 
Dazu sind genauere Analysen z. B. im Interdis-
ziplinären Austausch erforderlich.  

• Der Fachinformationsdienst CORAktuell hat 
sich als Informationsquelle in der Fachöffentlich-
keit in M-V bewährt. Die Ausgaben werden 2007 
weitergeführt. Schwerpunkte der Ausgaben wer-
den 2007 sein: „Neue Fragen - Alte Themen? 
Schwerpunkte der  Landesregierung bei der Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen in M-V“, 
„Kindeswohlgefährdung bei häuslicher Gewalt“, 
„Bundesweite Standards der Täterarbeit bei 
häuslicher Gewalt“, „Das neue Stalkinggesetz- 
Umsetzung in M-V“. 

• Die Erstellung des Leitfadens für die Jugend-
ämter zur Kindeswohlgefährdung in Fällen häus-
licher Gewalt muss 2007 zügig weitergeführt und 
bis zur Klausurtagung der Jugendamtsleiter im 
April 2007 abgeschlossen sein. Die aktuellen 
Auseinandersetzungsprozesse um das KICK und 
Fälle von Versagen der Jugendhilfe in akuten 
Fällen von Kindeswohlgefährdung können das 
Problembewusstsein auch in M-V befördern.  

• In der AG Gewalt und Gesundheit ist es not-
wendig, den Leitfaden für das Gesundheitswesen 
durch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit der 
medizinische Praxis zugänglich zu machen. Dazu 
müssen gemeinsam mit den VertreterInnen der 
Berufsverbände der Mediziner Wege gefunden 
werden, auf dieses Thema aufmerksam zu ma-
chen und zu sensibilisieren. Einen Beitrag kann 
dazu eine Fachtagung zu den Erfahrungen ande-
rer Länder mit der Verbesserung der gesundheit-
lichen Versorgung gewaltbetroffener Frauen, die 



© Koordinationsstelle CORA  März 2007   

 11

in Verantwortung der Arbeitsgruppe vorbereitet 
wird, leisten. 

• Die Koordinierungsstelle wird auch 2007 wie-
der Fortbildungsangebote für verschiedene Be-
rufsgruppen in Kooperation mit den Beraterinnen 
aus den Unterstützungseinrichtungen anbieten. 
Schwerpunkte sind dabei die Jugendhilfe und das 
Gesundheitswesen. Voraussetzung für die Nut-
zung der Angebote ist jedoch ein Fortbildungsbe-
darf bei den jeweiligen MitarbeiterInnen, dem ein 
Problembewusstsein vorausgeht. Hier sind die 
zuständigen Ministerien, und deren nachgeordne-
te Behörden, aber auch Berufsverbunde, die Ärz-
tekammer gefragt, Fragen der Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen auf die Agenda zu setzen 
und nicht als Randproblem zu behandeln. 

• Ein wichtiges Thema in der Vernetzung der 
Unterstützungseinrichtungen im Jahr 2006 war 
die konkrete Gestaltung der Kooperation mit den 
neu eingerichteten Beratungsstellen für Betroffe-
ne von Straftaten. Die Interventionsstellen, Frau-
enhäuser und Beratungsstellen drängen hier auf 
eine deutliche Abgrenzung der Zielgruppen, prak-
tikable und verbindliche Lösungen der Weiter-
vermittlung der Klientinnen an spezialisierte Ein-

richtungen und auf die Einbeziehung der beste-
henden und gut funktionierenden Vernetzung und 
Kooperation landesweit und regional zum Thema 
Gewalt gegen Frauen. Ziel muss es sein, zu mög-
lichst verbindlichen und verlässlichen Kooperati-
onsvereinbarungen zu kommen. Dazu braucht es 
die Unterstützung der Staatssekretärin für Frauen 
und Gleichstellung. Hier wird die Koordinierungs-
stelle CORA weiter auf dem Abschluss konkreter 
und verbindlicher Vereinbarungen bestehen. 

• Der nationale und internationale Austausch 
unter den Interventionsprojekten, Koordinie-
rungsstellen und Interventionsstellen wird weiter-
geführt, er erweitert den Blick der Koordinatorin 
und der Mitarbeiterinnen der Interventionsstellen 
auf neue Aspekte der Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen, vermittelt neue Lösungsansätze, 
die in M-V genutzt werden können, eröffnet die 
Möglichkeit, die eigene Arbeit und Lösungen mit 
einem Außenblick zu betrachten und kritisch zu 
hinterfragen. Eine zusätzliche Möglichkeit der 
bundesweiten Vernetzung hat sich mit der Vertre-
tung der Landesarbeitsgemeinschaft der Frauen-
häuser und Kontakt- und Beratungsstellen in den 
Werkstattgesprächen der Frauenhauskoordinie-
rung ergeben, die auch 2007 weiter genutzt wird 

 

 
 
Heike Herold 
Koordinatorin 
 


